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Ergänzende Informationen zur Vorabbekanntmachung  

Vergabe von Straßenpersonennahverkehr (Busverkehr) der Linienbün-
del Nordost und Nordwest im Kreis Olpe.  

Zusätzliche Angaben im Rahmen der Vorabbekanntmachung nach Art. 
7 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 gemäß § 8a Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2a 
PBefG insbesondere betreffend die Genehmigungsfähigkeit eigenwirt-
schaftlicher Verkehrsdienste. 

Anlagen: 

1. Schülerströme 
2. Westfälischen Vertriebsleitfadens 

 

Aufgabenträger 

Kreis Olpe 
Westfälische Straße 75 
57462 Olpe 
 

1. Vorbemerkung 

Der Kreis Olpe beabsichtigt eine wettbewerbliche Vergabe eines öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrages über Verkehrsleistungen im Linien- und Linienbedarfsverkehr mit Kraftom-
nibussen und Kraftfahrzeugen (im Folgenden wird nur der Begriff „Kraftfahrzeuge“ verwen-
det).  

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hat er eine Vorabinformation über das 
geplante Verfahren sowie die betroffenen Dienste und Gebiete im EU-Amtsblatt unter dem 
Aktenzeichen 469333-2025 veröffentlicht.  

Gemäß § 8a Abs. 2 PBefG sollen in der Vorabbekanntmachung die mit dem beabsichtigten 
Dienstleistungsauftrag verbundenen Anforderungen für Bedienkonzept, Beförderungsent-
gelt und Standards angegeben werden sowie Aussagen zur Vergabe als Gesamtleistung ge-
troffen werden, wobei diese Angaben auch durch Verweis auf andere, öffentlich zugängliche 
Dokumente geleistet werden können.  
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Dazu dient das hier vorliegende ergänzende Dokument; es ergänzt die Vorabbekanntma-
chung vom 17.07.2025, um die mit den beabsichtigten Dienstleistungsaufträgen verbunde-
nen wesentlichen Anforderungen und Standards.  

Das vorliegende Dokument definiert insoweit die wesentlichen Anforderungen im Sinne von 
§ 13 Abs. 2a Sätze 3 – 5 PBefG, die für die Genehmigungsfähigkeit eigenwirtschaftlicher Ge-
nehmigungsanträge maßgeblich sind. 
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2. Zuständige Behörde  

Gemäß § 3 Abs. 1 Sätze 1 und 3 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW)) ist der Kreis Olpe (Kreis) in seinem Kreisgebiet gesetz-
licher Aufgabenträger für die Planung, Organisation und Ausgestaltung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (ÖPNV). 

Gemäß § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW sind die Aufgabenträger zugleich zuständige Behörden im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071. Gemäß § 8a PBefG initiiert die nach Landesrecht 
zuständige Behörde das nach der VO (EG) Nr. 1370/2007 erforderliche Marktzugangsverfah-
ren für die Vergabe von öffentlichen Personenbeförderungsdiensten. 

Der Kreis ist, zusammen mit dem Kreis Siegen-Wittgenstein, Mitglied des Zweckverbands 
Personennahverkehr Westfalen-Süd (ZWS), Koblenzer Straße 73, 57072 Siegen. 

Der ZWS ist für den Kreis beauftragt, die Vergabe zu planen und durchzuführen. Auftragge-
ber und damit Vergabestelle ist und bleibt der Kreis. 

Genehmigungsbehörde für die Erteilung der für die Personenbeförderung erforderlichen Li-
niengenehmigungen ist hingegen die Bezirksregierung Arnsberg, Seibertzstr. 1, 59821 Arns-
berg. Dort müssen sowohl für eigenwirtschaftliche Verkehrsdienste nach § 8 Abs. 4 PBefG 
als auch für gemeinwirtschaftliche Verkehrsleistungen, die im Rahmen eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags vergeben werden, die für den Betrieb der Beförderungsleistung er-
forderlichen Genehmigungsanträge nach dem PBefG gestellt werden.  

 

3. Art des geplanten Vergabeverfahrens 

Der Kreis beabsichtigt eine Ausschreibung der Personenbeförderungsleistungen im Wege 
des Verhandlungsverfahrens mit vorherigem Teilnahmewettbewerb nach § 119 Abs. 5 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB).  

Er wird zu den Einzelheiten dieses Verfahrens frühestens nach Ablauf eines Jahres nach 
Veröffentlichung der Vorabbekanntmachung eine ausführliche Vergabebekanntmachung im 
EU-Amtsblatt veröffentlichen. Darin werden alle interessierten Unternehmen zur Abgabe 
von Angeboten aufgefordert und es werden die vollständigen Vergabeunterlagen zur Verfü-
gung gestellt. Dort werden auch Einzelheiten des Verfahrensgangs veröffentlicht.  

  

 
1 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Perso-
nenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 
des Rates (ABl. EU Nr. L 315 S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2016/2338 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. Dezember 2016 (ABl. EU Nr. L 354 S. 22). 
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4. Von der Vergabe betroffene Gebiete 

Der geplante öffentliche Dienstleistungsauftrag wird sämtliche im gültigen Nahverkehrsplan 
des Kreises in den folgenden Teilnetzen zusammengefassten Verkehrslinien einschließlich 
neuer bedarfsgesteuerter Verkehrsangebote umfassen: 
 

- Linienbündel Nordost mit folgenden Linien: 
 

Linienbündel Nordost 

Linie Start Ende 

SB3  Altenhundem ZOB Olpe ZOB 

SB8 Attendorn ZOB Altenhundem ZOB 

SB9 Altenhundem ZOB Schmallenberg Habbel 

R61 Attendorn ZOB Meinerzhagen Bahnhof/ZOB 

R80 Bamenohl Volksbank Rönkhausen Therecker Weg 

R81 Finnentrop ZOB Serkenrode Mitte (Eslohe Busbahnhof) 

R94 Altenhundem ZOB Grevenbrück ZOB 

R97  Attendorn ZOB Eslohe ZOB 

R98  Finnentrop ZOB Attendorn-Petersburg 

A511  Altenhundem Missionshaus Grevenbrück Schule / Oedingen Brachter 
Straße 

A512  Grevenbrück Schule Oedingen Schule 

A513  Grevenbrück ZOB Bilstein Amtshausplatz / Kirchveischede 
Buswende 

A514 Altenhundem ZOB Milchenbach Kirche 

A520 Attendorn ZOB Attendorn ZOB 

A521 Attendorn Am Seewerngraben Attendorn ZOB 

A522 Attendorn ZOB / Schwalbenohl 
Rundturnhalle / Neu-Listernohl 
Schule 

Ebbelinghagen 

A523  Attendorn ZOB / Schwalbenohl 
Rundturnhalle  

Grevenbrück Schule 

A524  Helden Schule Oberveischede Hacke 

A531  Finnentrop ZOB Fretter / Weuspert / Schöndelt / 
Schliprüthen /Serkenrode Mitte 

A570  Altenhundem ZOB / Altenhundem 
Missionshaus 

Oberhundem / Selbecke 

A571  Meggen Schulzentrum / Altenhun-
dem ZOB 

Brachthausen Graube  
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A572  Meggen Schulzentrum / Altenhun-
dem ZOB 

Brachthausen Graube / Hilchenbach 
Bahnhof B 508 

A573 Meggen Schulzentrum / Altenhun-
dem ZOB 

Heinsberg Alter Bahnhof  

Linienbedarfsverkehr 

Nr. Kommune - Bediengebiet 
F210 Lennestadt 

F211 Attendorn 

F212 Finnentrop 
F216  Kirchhundem 

 
 

- Linienbündel Nordwest mit folgenden Linien:  
 

Linienbündel Nordwest 

Linie  Start Ende 

R35  Freudenberg Mórer Platz Olpe ZOB 

R50  Kreuztal P+R Bahnhof Wenden Mühlenstraße 

R51  Olpe ZOB Siegen ZOB 

R53  Olpe ZOB Siegen ZOB 

R54  Olpe ZOB Kreuztal P+R Bahnhof 

R90  Olpe ZOB Altenhundem ZOB 

C540  Rhode Dorf Olpe Röntgenstraße 

A541  Olpe ZOB / Dahl Ort / Olpe Jungbe-
cker / Olpe Hoher-Stein-Schule / 
Hakemicke Schule 

Olpe ZOB / Dahl Ort / Olpe 
Jungbecker / Olpe Hoher-
Stein-Schule / Hakemicke 
Schule 

A543  Hakemicke Schule / Olpe ZOB Saßmicke Dorf 

A544  Olpe ZOB Rehringhausen / Neuenkleus-
heim 

A545  Olpe ZOB / Rhode Schule Altenkleusheim Wende 

A546  Hakemicke Schule / Olpe ZOB / 
Rhode Schule 

Oberneger / Oberveischede 
Hacke 

A550  Olpe ZOB Wenden Mühlenstraße / Wen-
den Schulzentrum 

A552  Freudenberg Mórer Platz / Döingen 
/ Römershagen Kirche  

Olpe ZOB / Wenden Schulzent-
rum  

A559  Wenden Schulzentrum / Wenden 
Mühlenstraße 

Olpe ZOB 

A560  Drolshagen Sekundarschule / 
Drolshagen Grundschule 

Olpe ZOB 
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A561 Drolshagen Sekundarschule / 
Drolshagen Grundschule / (Olpe 
ZOB) 

Alperscheid / Dumicke  

A562 Olpe ZOB / Drolshagen Markt / 
Drolshagen Sekundarschule / 
Drolshagen Grundschule 

Herpel Halle 

Linienbedarfsverkehr 

Nr. Kommune - Bediengebiet 

F213 Olpe 

F214 Wenden 
F215 Drolshagen 

 
 
Der aktuelle Nahverkehrsplan ist unter dem Link  
 
https://www.zws-online.de/der-zws/nahverkehrsplaene 
 
im Internet abrufbar. 
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5. Von der Vergabe betroffene Dienste 

Der geplante öffentliche Dienstleistungsauftrag wird öffentliche Personennahverkehrs-
dienste mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr nach § 42 PBefG sowie ggf. Linienbedarfsver-
kehr nach § 44 PBefG erfassen.  
 

6. Ausschließliches Recht  

Der Kreis wird dem Betreiber mit dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ein ausschließli-
ches Recht im Sinne des Art. 2 lit. f) VO (EG) Nr. 1370/2007 und § 8 a Abs. 8 Satz 1 PBefG 
gewähren. Das ausschließliche Recht wird - unabhängig von der Art der Bedienform (z.B. 
Linienverkehr, Linienbedarfsverkehre) - gewährt für sämtliche Linien, die Gegenstand dieses 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags sind (einschließlich etwaiger geänderter oder neuer Li-
nien), auch soweit es sich um abgehende Linienabschnitte handelt. Der räumliche Geltungs-
bereich umfasst dabei den gesamten Korridor, der sich aus der jeweiligen diesem öffentli-
chen Dienstleistungsauftrag entsprechenden Linienführung unter Berücksichtigung sämtli-
cher verkehrlich sachgerechter Verläufe (mögliche Fahrtstrecken) ergibt. Im Fall abgehender 
Linienabschnitte steht das ausschließliche Recht unter der Bedingung, dass die jeweils be-
troffene zuständige Behörde diesem zustimmt. 
 
Unberührt von dem ausschließlichen Recht bleiben in das vom öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag umfasste Verkehrsgebiet einbrechende überörtliche Linienverkehre, soweit diese 
mit dem Nahverkehrsplan im Einklang stehen und die Bedienung auf ggf. parallel verlaufen-
den Linienabschnitten so gestaltet ist, dass das Fahrgastpotential der von diesem öffentli-
chen Dienstleistungsauftrag umfassten Linien nicht mehr als nur unwesentlich beeinträch-
tigt wird, es sei denn der Kreis und die jeweils betroffene zuständige Behörde gestattet die 
Konkurrenzierung im Einzelfall. Das ausschließliche Recht wird gewährt für die in den Un-
terlagen des öffentlichen Dienstleistungsauftrags definierten Bedienungszeiträume ein-
schließlich 30 Minuten vor der ersten bzw. nach der letzten Fahrt.  
 
Soweit die Anforderungen an das Bedienungsangebot in räumlicher und / oder zeitlicher 
Hinsicht geändert werden, sind auch die geänderten Verkehrsleistungen vom Schutz des 
ausschließlichen Rechts erfasst. 
 
Das ausschließliche Recht wird gewährt für die gesamte Laufzeit des öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags. 
 
Der Betreiber hat etwaige Bestellungen von Verkehrsdiensten bei Dritten durch den Kreis 
oder andere Aufgabenträger zu tolerieren; insoweit verleiht das ausschließliche Recht kein 
Abwehrrecht. 
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7. Vom Betreiber einzuhaltende Anforderungen und 
Standards für den Betrieb der Verkehrsdienste 

7.1. Zusammenfassung der Leistungen als Gesamtleistung 

Der Kreis betrachtet die in den Linienbündeln Nordost und Nordwest zusammengefassten 
Verkehrsleistungen jeweils als (bündelscharfe) Gesamtleistung i.S.d. § 8a Abs. 2 Satz 4 i.V.m. 
§ 13 Abs. 2a Satz 2 PBefG.  
 
Die Gesamtleistung umfasst dabei aufgrund der gegenseitigen Ergänzungsfunktion, der 
Wirtschaftlichkeit und der verkehrlichen Abhängigkeit der Angebotsbestandteile sämtliche 
Fahrten in den Linienbündeln Nordost und Nordwest jeweils verkehrenden Linien ein-
schließlich Bedarfsfahrten. 

7.2. Anforderungen an den Angebotsumfang und die Angebotsqualität 

Zur Vergabe kommt ein sich aus dem aktuellen Nahverkehrsplan ergebendes Angebot. Die-
ses umfasst in den Linienbündeln Nordost (ca. 4,057 Millionen Fahrplankilometer p. a.) und 
Nordwest (ca. 3,349 Millionen Fahrplankilometer p. a.) überschlägig ca. 7,406 Millionen 
Fahrplankilometer pro Jahr inklusive hochgerechneten Leistungen im Schülerverkehr und 
Besetztkilometern im Bedarfsverkehr insgesamt.  
 
Der Kreis hat mit dem aktuellen Nahverkehrsplan sein ÖPNV-Netz grundlegend überplant. 
Die Anforderungen an den geforderten Angebotsumfang (Quantitäten) ergeben sich detail-
liert aus den Ziffern 5.1 bis 5.4 des Nahverkehrsplans. Während der Laufzeit des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags werden Zu-, Ab- und Umbestellungen im Rahmen des vertraglich 
und gesetzlich Erlaubten möglich sein, etwa weil sich Finanzierungs- oder rechtliche Grund-
lagen ändern oder weil sich planerische Vorstellzungen wandeln (neuer Nahverkehrsplan, 
derzeit nicht absehbare Änderung demografischer und wirtschaftlicher Rahmenbedingen 
etc.). Davon umfasst ist die mögliche Umwandlung von Linienverkehrsleistungen in Bedarfs-
verkehrsleistungen und umgekehrt.  
 
Für das Vergabeverfahren behält sich der Kreis eine Konkretisierung des Verkehrskonzeptes 
und des Anforderungsprofils vor.  
 
Die mit der Vorabbekanntmachung angekündigten Verkehrsleistungen sind ab dem 
01.09.2028 (Tag der Betriebsaufnahme) aufzunehmen. Der öffentliche Dienstleistungsauf-
trag wird bis zum 31.12.2038 vergeben, eine optionale Verlängerung von bis zu fünf Jahren 
zum 31.12.2043 wird vorgesehen werden.  
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7.2.1. Anforderungen an die Schülerbeförderung 

Der Betreiber hat dafür Sorge zu tragen, dass es im Schulverkehr nicht zu Kapazitätsproble-
men kommt. Sollten diese in der Praxis dennoch auftreten, z. B. aufgrund einer fehlerhaften 
Fahrzeugeinsatzplanung hinsichtlich der Gefäßgrößen oder aufgrund von Veränderungen 
der Schülerzahlen und -ströme (auch saisonale Schwankungen), hat der Betreiber eigenver-
antwortlich Abhilfe zu schaffen. Das damit verbundene finanzielle Risiko trägt im eigenwirt-
schaftlichen Fall das Verkehrsunternehmen selbst. Ein finanzielles Eintreten des Kreises 
oder etwa des ZWS ist bei eigenwirtschaftlichen Verkehren ausgeschlossen.  
 
Die vorhandenen Schülerströme sind der Anlage 1 zu entnehmen. Die zu bedienenden Hal-
testellen ergeben sich aus den Schulverkehrskarten des Nahverkehrsplans hervor. 
 
Daneben sind auch die generellen Aussagen zum Schulverkehr im Nahverkehrsplan unter 
Ziffer 9 zu beachten. Die relevanten Unterrichtsbeginn- und –endzeiten für die Schülerbe-
förderung, die in den Linienverkehr zu integrieren sind, sind dort zu entnehmen. 
 
Im eigenwirtschaftlichen Fall ist die Anlagen 1 in der Fahrplanung zu berücksichtigen.  
Für die Einbindung der Schulverkehre in das integrierte Linienverkehrskonzept sind Abwei-
chungen von den darin vorgesehenen Taktminuten so gering wie möglich zu halten.  
 
Im Vergabeverfahren bleibt eine Aktualisierung der Unterrichtszeiten und Schüleranzahlen 
vorbehalten. Die Fahrpläne der Linien in den der Linienbündeln Nordost und Nordwest, die 
im Vergabeverfahren ausgeschrieben werden, müssen die Schülerströme berücksichtigen. 
 
Erforderliche Daten im Rahmen der Schülerbeförderung (siehe Anlage 1) werden während  
der Laufzeit der Vergabe dem Unternehmen direkt vom Kreis zur Verfügung gestellt.  
 

7.3. Anforderungen an die Fahrzeuge 

7.3.1. Anforderungen an die Antriebstechnologie 

Die Vergabe des geplanten öffentlichen Dienstleistungsauftrages fällt in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge (Saubere-Fahr-
zeuge-Beschaffungs-Gesetz - SaubFahrzeugBeschG) vom 09. Juni 2021, welches am 02. Au-
gust 2021 in Kraft getreten und zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2024 geän-
dert worden ist.  
 
Nach § 5 Abs. 1 SaubFahrzeugBeschG haben öffentliche Auftraggeber u.a. bei der Beschaf-
fung von Dienstleistungen die für den jeweiligen Referenzzeitraum nach § 6 festgelegten 
Mindestziele insgesamt einzuhalten. Für den ÖPNV-Sektor beträgt der Anteil zu beschaffen-
der sauberer Fahrzeuge innerhalb öffentlicher Dienstleistungsaufträge, die im Zeitraum vom 
1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 2030 vergeben werden, 65 Prozent. Die Hälfte des Min-
destziels muss zusätzlich durch die Beschaffung emissionsfreier Busse im Sinne des § 2 
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Nummer 6 SaubFahrzeugBeschG erfüllt werden. Die vorgenannten Vorgaben werden bei der 
Vergabe eingehalten, wobei der Kreis sich vorbehält diese Quoten insgesamt in seinem Ge-
biet, also über sämtliche seiner Verkehrsverträge, zu erfüllen. Im Übrigen gilt als Mindest-
standard für einsetzbare Bestandsfahrzeuge des Regelverkehrs die Abgasnorm Euro 6 als 
Mindestvorgabe, soweit nicht fossilfrei angetriebene Fahrzeuge eingesetzt werden. Bei neu 
beschafften Fahrtzeugen gilt Abgasnorm Euro 6 so lange als Mindestvorgabe (soweit nicht 
fossilfrei angetriebene Fahrzeuge eingesetzt werden), bis die Abgasnorm Euro 7 (mutmaßlich 
ab 2029) oder eine neuere Abgasnorm in Kraft tritt und zur neuen Mindestvorgabe wird. Bei 
Einsatzfahrzeugen (= Verstärkerfahrzeuge) muss mindestens die EEV-Norm erfüllt sein.  
 
Der Kreis geht davon aus, dass es sich bei den Anforderungen des SaubFahrzeugBeschG, 
die in einer Vorabbekanntmachung oder in diesem ergänzenden Dokument festgelegt wer-
den, ebenfalls um wesentliche Anforderungen im Sinne des § 13 Abs. 2a PBefG handeln 
muss, die zur Versagung von Genehmigungsanträgen führt, welche die Vorgaben gemäß Sau-
bFahrzeugBeschG und deren Zielerreichung unterlaufen. 
 
Deswegen legt der Kreis hiermit als wesentliche Anforderung für die Erfüllung der Beförde-
rungsleistung fest, dass die für die Beförderung eingesetzten Fahrzeuge während der Ge-
nehmigungsdauer bezüglich deren Antriebstechnologie den Mindestzielen und -Quoten des 
SaubFahrzeugBeschG entsprechen müssen. 
 
Das Vergabeverfahren und der öffentliche Dienstleistungsauftrag wird entsprechende Vor-
gaben für die Einhaltung der Zielvorgaben durch die beauftragten Betreiber im Detail ent-
halten.  

7.3.2. Typen und Alter der einzusetzenden Fahrzeuge 

Das Vergabeverfahren und der öffentliche Dienstleistungsauftrag werden entsprechende 
Vorgaben für Typen und Alter der einzusetzenden Fahrzeuge enthalten. Im Übrigen gelten 
die Anforderungen aus Ziffer 5.5.2 des Nahverkehrsplans.  

7.3.3. Sonstige Anforderungen an Ausstattung der Fahrzeuge  

Die Anforderungen an die Ausstattung der Fahrzeuge ergeben sich aus Ziffer 5.5.2 des Nah-
verkehrsplans. Sie sind zwingend einzuhalten. 
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Für Kleinbusse, Pkw und andere Fahrzeuge unter 15 Plätzen sind nur Ausstattungsmerkmale 
relevant, die bautechnisch für deren Fahrzeuggruppe umsetzbar sind, beispielsweise ist eine 
Kneeling-Funktion auf-grund der niedrigeren Einstiegshöhe nicht erforderlich.  
 
Es gilt darüber hinaus folgende Sonderregelung im Rahmen von flexiblen Bedienformen: 
 

- Die Mitnahme von (Elektro-) Rollstühlen und Elektromobilen ist entsprechend den 
Anforderungen auch im ODV-Verkehr zu ermöglichen. Dazu sind entsprechend di-
mensionierte Fahrzeuge in ausreichender Zahl vorzuhalten (Anmeldung des Erforder-
nisses über die Buchung). 

- Es wird eine fahrzeugseitige Lösung angestrebt, bei der entsprechend notwendige 
Lösungen (Hublift oder Rampen) berücksichtigt werden müssen. Bei Neuausschrei-
bung von Systemen flexibler Bedienung ist bei Fahrzeugbeschaffung eine Entschei-
dung zu treffen, ob der Einstieg seitlich (Vorzugsvariante) oder über die Hecktüren 
erfolgen soll. 

- Flexible Bedienungsformen müssen unabhängig vom Fahrzeugeinsatz auch für Per-
sonen mit Sehbehinderung erkennbar sein. 

 
(siehe Ziffer 5.5.2 Nahverkehrsplan unter „Sonderregelungen für flexible Bedienungsfor-
men“, S. 61) 
 
Die Unterlagen im Vergabeverfahren und der öffentliche Dienstleistungsauftrag werden ggf. 
weitere detaillierte Vorgaben für die einzusetzenden Fahrzeuge enthalten. Davon mitumfasst 
werden ggf. vertragliche Regelungen zur Übernahme der Fahrzeuge durch den Kreis oder 
durch ein vom Kreis benanntes Unternehmen sein, dies inkl. Vorgaben zur Kalkulation der 
Fahrzeugkosten/Entschädigungszahlungen des fahrzeugabgebenden Betreibers und einem 
Fahrzeugcontrolling, das der jeweiligen Risikoverteilung gerecht werden wird.  
 

7.4. Anforderungen an die Haltestellen 

Die Anforderungen an die Ausstattung der Haltestellen ergeben sich aus Ziffer 5.5.1 des 
Nahverkehrsplans. Sie sind zwingend einzuhalten. Die Unterlagen im Vergabeverfahren und 
der öffentliche Dienstleistungsauftrag werden ggf. weitere detaillierte Vorgaben für die ein-
zusetzenden Fahrzeuge enthalten. 
 

7.5. Anforderungen an die Servicequalität 

Die Anforderungen an die Servicequalität (Fahrtenorganisation, Instandhaltung der Fahr-
zeuge, Sicherheit, Sauberkeit und Personal) ergeben sich im Wesentlichen aus den Ziffern 
5.6.1 bis 5.6.5 des Nahverkehrsplans. Sie sind zwingend einzuhalten. Die Unterlagen im 
Vergabeverfahren und der öffentliche Dienstleistungsauftrag werden ggf. weitere detaillierte 
Vorgaben für die Servicequalität enthalten. Davon mitumfasst werden ggf. vertragliche Re-
gelungen zu Betriebsstandorten (Betriebshöfe) mit Abstellflächen, Betankungs- und / oder 
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Beladungsmöglichkeiten etc. inkl. deren potenzieller Übernahme durch den Kreis oder durch 
ein vom Kreis benanntes Unternehmen sein, dies inkl. Vorgaben zur Kalkulation der Infra-
strukturkosten / Entschädigungszahlungen des infrastrukturabgebenden Betreibers und ei-
nem Infrastrukturcontrolling, das der jeweiligen Risikoverteilung gerecht werden wird. 
 

7.6. Qualitätsmanagement 

Die Anforderungen an das Qualitätsmanagement ergeben sich aus Ziffer 5.7 des Nahver-
kehrsplans. Sie sind zwingend einzuhalten. Die Unterlagen im Vergabeverfahren und der öf-
fentliche Dienstleistungsauftrag werden ggf. weitere detaillierte Vorgaben für das Qualitäts-
management enthalten. Weitere Vorgaben bezüglich der Berichtspflichten und Datenbereit-
stellungspflichten des Betreibers können sich aus Ziffer 9 dieses Ergänzungsdokuments er-
geben.  
 

7.7. Anforderungen an Tarif und Vertrieb 

7.7.1. Tarif 

Betreiber haben die Tarifbestimmungen des Tarifverbunds WestfalenTarifs sowie die Tarif-
bestimmungen und Beförderungsbedingungen des NRW-Tarifs zwingend zu beachten und 
anzuwenden. Diese können unter: 

https://www.westfalentarif.de/start/ und https://www.mobil.nrw/ eingesehen werden 

Des Weiteren sind folgende Tarife zu vertreiben bzw. anzuerkennen: 

- Deutschlandticket 
- Mobilitätscard (https://www.zws-online.de/fahrkarten-preise/mobilitaetscard) 
- SchülerTicket der VWGS (https://www.zws-online.de/fahrkarten-preise/westfalen-

tarif/vgws-fahrkarten/schueler-azubis) 
- Im kreisüberschreitenden Bereich bestehen Übergangsregelungen zum Verkehrsver-

bund Rhein-Sieg (VRS), dem Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) und dem Nordhes-
sischen Verkehrsverbund (NVV). 

- Daneben existieren Vereinbarungen zur Tarifierung des ein- und ausbrechenden Ver-
kehrs zwischen der VGWS und den Übergangsbereichen in den Landkreisen Lahn-
Dill, Altenkirchen und Westerwald 

- Anerkennung gültiger Tarifangebote in zugelassenen Relationen und weiterer zu-
künftiger Tickets für das Verbundgebiet. 

 
Weitere Informationen zum regionalen Ticketangebot sind verfügbar unter: https://zws-on-
line.de/ sowie https://www.vgws.de/. 

 

https://www.zws-online.de/fahrkarten-preise/mobilitaetscard
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Verkehrsunternehmen erhalten nur im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
einen Ausgleich für die Einhaltung des Höchsttarifs. Eine allgemeine Vorschrift zum Aus-
gleich von Höchsttarifen kommt nicht zur Anwendung. Im Übrigen wird der Kreis die Er-
lösverantwortung im Rahmen des öffentlichen Dienstleistungsauftrags übernehmen.  
 
Die Unterlagen im Vergabeverfahren und der öffentliche Dienstleistungsauftrag werden ggf. 
weitere detaillierte Vorgaben für den anzuwendenden Tarif enthalten. 

7.7.2. Aufnahme in einen möglichen Unternehmensbeirat beim Tarifverbund 

Sollte in Zukunft zum bestehenden oder einem neuen künftigen Tarifverbund ein Unterneh-
mensbeirat gebildet werden, so ist der Betreiber zur Mitwirkung, etwa durch regelmäßige 
Teilnahme an Sitzungen o. Ä., gegen Ersatz seines nachgewiesenen Aufwands, verpflichtet 

7.7.3. Vertrieb 

Den Fahrgästen ist ein kundenfreundliches Vertriebssystem nach den Standards des west-
fälischen Vertriebsleitfadens (Anlage 2) anzubieten. Hierbei ist neben den Online-Vertriebs-
kanälen auch der Vertrieb von Fahrscheinen in Papierform sicherzustellen. Diese Fahr-
scheine des Bartarifs können im Linienbusverkehr beim Fahrpersonal erworben werden. 
Hierfür ist in allen Bussen eine bargeldlose Zahlmöglichkeit, z. B. per EC- und Kreditkarte, 
anzubieten. Darüber hinaus ist das Vertriebssystem auf die besonderen Anforderungen seh- 
und hörgeschädigter Personen anzupassen. Weitere Anforderungen ergeben sich grundsätz-
lich aus Ziffer 5.6.6 des Nahverkehrsplans. Die Unterlagen im Vergabeverfahren und der öf-
fentliche Dienstleistungsauftrag werden weitere detaillierte Vorgaben für den Vertrieb ent-
halten. Bestimmte Leistungen werden dem Betreiber vom Kreis beigestellt werden. Diese 
beigestellten Leistungen sind zwingend zu nutzen und in seine Gesamtleistungserbringung 
zu integrieren. Detaillierte Informationen über die beigestellten Leistungen werden sich in 
den Unterlagen für das Vergabeverfahren und den öffentliche Dienstleistungsauftrag finden. 

7.7.4. Marketing 

Vorgaben für das Marketing werden sich ggf. in den Unterlagen für das Vergabeverfahren 
und den öffentliche Dienstleistungsauftrag finden. 

7.7.5. Einnahmeaufteilung 

Fahrgeldeinnahmen werden verbundweit zwischen den Erlösverantwortlichen aufgeteilt. 
Hierfür stellt der Betreiber sicher, dass für die Zwecke der Einnahmenaufteilung im Verbund 
Vertriebsdaten (aus den Verkäufen) sowie ggf. Fahrgastzahlen und Befragungsdaten in einer 
Qualität bereitgestellt werden, die den Anforderungen an die Einnahmeaufteilung genügen. 

7.7.6. Information und Kommunikation 

Die Anforderungen an Information und Kommunikation ergeben sich grundsätzlich aus Ziffer 
5.6.7 des Nahverkehrsplans. Die Unterlagen im Vergabeverfahren und der öffentliche 
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Dienstleistungsauftrag werden ggf. weitere detaillierte Vorgaben für das Qualitätsmanage-
ment enthalten. Wesentliche Leistungen werden dem Betreiber dazu vom Kreis beigestellt 
werden. Diese beigestellten Leistungen sind zwingend zu nutzen und in seine Gesamtleis-
tungserbringung zu integrieren. Detaillierte Informationen über die beigestellten Leistungen 
werden sich in den Unterlagen für das Vergabeverfahren und den öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag finden. 

 

7.8. Anforderungen an die Einhaltung von Sozialstandards 

Betreiber haben ihre für die Durchführung der Personenbeförderungsleistungen eingesetz-
ten Personale nach einem gemäß der Verordnung zur Feststellung der Repräsentativität von 
Tarifverträgen im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs (Repräsentative Tarifver-
träge Verordnung - RepTVVO) vom 27. April 2021 festgestellten repräsentativen Tarifvertrag 
zu vergüten. Der Betreiber hat dafür Sorge zu tragen, dass sich auch seine Nachunternehmer 
an diese Vorgabe halten.  
 
Eine Liste der für Aufträge über Dienstleistungen im Bereich des öffentlichen Personenver-
kehrs auf Straße und Schiene nach §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 2 Gesetz über die Sicherung von Ta-
riftreue und Mindestlohn bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und Vergabege-
setz Nordrhein-Westfalen – TVgG NRW) repräsentativen Tarifverträge kann unter  
 
https://www.tarifregister.nrw.de/tarifinformationen/Repraesentative-Tarifvertraege-im-
OePNV 
 
abgerufen werden. 
 
Der Kreis wird die Einhaltung der Vorgaben in den Vergabeunterlagen und Unterlagen zum 
Öffentlichen Dienstleistungsauftrag verankern und gemäß § 2 Abs. 6 TVgG NRW anwenden 
und kontrollieren. Dazu haben interessierte Verkehrsunternehmen im Rahmen des Vergabe-
verfahren seine entsprechende Eigenerklärung einzureichen.  
 

8. Wirtschaftlichkeit der Verkehrsbedienung  

Der Kreis geht davon aus, dass eine eigenwirtschaftliche Erbringung der zur Vergabe anste-
henden Verkehrsleistung auf dem geforderten qualitativen und quantitativen Niveau ausge-
schlossen ist. 
 
Weitere Informationen dazu sind dem im Internet veröffentlichten Gesamtbericht nach Art. 
7 Abs. 1 VO (EG) 1370/2007 zu entnehmen  
 

https://www.tarifregister.nrw.de/tarifinformationen/Repraesentative-Tarifvertraege-im-OePNV
https://www.tarifregister.nrw.de/tarifinformationen/Repraesentative-Tarifvertraege-im-OePNV
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https://www.zws-online.de/fileadmin/contents/1_aktuelles/1_7_informationen/Gesamtbe-
richt_des_ZWS_2021.pdf 
 
Ein Ausgleich von Höchsttarifen über eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 
VO (EG) Nr. 1370/2007 ist künftig nicht mehr vorgesehen.  
 

9. Hinweis auf besondere Berichtspflichten 

Der Kreis macht darauf aufmerksam, dass nach den neuen §§ 3a ff. PBefG jeder Unterneh-
mer und Vermittler von Personenbeförderungsdiensten besonderen Berichtspflichten hin-
sichtlich der Bereitstellung von spezifischen Mobilitätsdaten unterliegt. Die im Linienver-
kehr bereit zu stellenden Daten und deren Aufbereitung werden in §§ 3a Abs. 1 Nr. 1 und 2 
PBefG vorgegeben. Weitere Vorgaben bezüglich der Berichtspflichten und Datenbereitstel-
lungspflichten des Betreibers können sich aus Ziffer 7.6 dieses Ergänzungsdokuments erge-
ben. 
 
Von den Bereitstellungsverpflichtungen sind gemäß § 3a Abs. 3 PBefG nur natürliche oder 
juristische Personen ausgenommen, die als Einzelunternehmer firmieren. 

  

https://www.zws-online.de/fileadmin/contents/1_aktuelles/1_7_informationen/Gesamtbericht_des_ZWS_2021.pdf
https://www.zws-online.de/fileadmin/contents/1_aktuelles/1_7_informationen/Gesamtbericht_des_ZWS_2021.pdf
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10. Verbindliche Zusicherung 

Eigenwirtschaftliche Anträge dürfen gemäß § 13 Abs. 2a Satz 3 - 6 PBefG von den in dem 
vorliegenden Dokument definierten Anforderungen und Standards nicht wesentlich abwei-
chen.  
 
Der Kreis als Aufgabenträger betrachtet die Angaben eines Verkehrsunternehmens im Rah-
men eines eigenwirtschaftlichen Genehmigungsantrags nur dann als belastbar und insofern 
den hier vorgegebenen Anforderungen entsprechend, wenn diese in Form einer Zusicherung 
nach § 12 Abs. 1a PBefG gegeben werden. Derartige verbindliche Zusicherungen werden ins-
besondere zur Einhaltung der Anforderungen in den Ziffern 4, 5 und 7 dieses Ergänzungsdo-
kuments, einschließlich der dortigen Unterkapitel, erwartet.  
 
Das Verkehrsunternehmen muss dazu bereit sein, die Zusicherungen über einen Qualitäts-
sicherungsvertrag auch mit dem Aufgabenträger zu vereinbaren und ihm Kontrollbefugnisse 
und entsprechende Sanktionsmöglichkeiten einzuräumen. Es wird diesbezüglich auf § 15 
Abs. 3 Satz 2 PBefG hingewiesen. Sollte das Verkehrsunternehmen zum Abschluss eines 
solchen Qualitätssicherungsvertrags nicht bereit sein, wird der Kreis als Aufgabenträger die 
Genehmigungsbehörde darauf hinweisen, dass aus diesem Umstand eine Vergleichbarkeit  
der Verkehrsleistung nach hier vorgesehenem öffentlichen Dienstleistungsauftrag und des 
beantragten konkurrierenden eigenwirtschaftlichen Verkehrs im Sinne einer Gleichwertig-
keit nicht gegeben ist und die Befriedigung des öffentlichen Verkehrsinteresses zu verneinen 
ist.  
 
Eine spätere Unwirtschaftlichkeit des Betriebs berechtigt nicht zur Reduzierung des Leis-
tungsangebotes oder sonstigen Rücknahme von Zusicherungen. Es wird auf § 21 Abs. 4 Satz 
3 PBefG hingewiesen.  
 
Zumutbar sind daher alle wirtschaftlichen Auswirkungen, die sich aus Änderungen anderer 
Verkehre (v. a. Zugverkehr, Stadtverkehre), der Schülerzahlen und Schulstandorte, der Tari-
fentwicklung im Verbundtarif, der allgemeinen Nachfrageentwicklung und der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage ergeben.  
 
Das Verkehrsunternehmen ist insoweit gehalten, die Chancen und Risiken hieraus für die 
beantragte Laufzeit abzuschätzen. Eine Entbindung der Betriebspflicht kommt nur für die 
Gesamtleistung in Betracht, da auch nur eine Genehmigung für die Gesamtleistung in Frage 
kommt, vgl. § 21 Abs. 4 Satz 2 PBefG. 
 
Soweit ausnahmsweise wegen nicht vorhersehbarer Umstände eine Entbindung von der ge-
samten Betriebspflicht angezeigt ist, kommt diese nach Auffassung des Aufgabenträgers 
nur mit einem ausreichenden zeitlichen Vorlauf in Frage, der erforderlich ist, um eine lücken-
lose Weiterbedienung sicherzustellen. Dies sind mindestens 24 Monate. 
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11. Anlagen 
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